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vom Dialysezentrum im Norden nach Süden zur Dr.-Wintrich-Straße zu gelangen, ebenso 
wie nach Osten zur Gärtnereistraße. Weiterhin soll die Planung im nördlichen sowie im 
östlichen Bereich eine Mischnutzung anstreben, im Süden dagegen eine Wohnnutzung 
ermöglichen und sich damit an die Vorgaben des Flächennutzungsplanes halten. 
 
Herr Schuh vom Architekturbüro Schuh+Pfannenschmidt stellte in der Sitzung beide 
Varianten der Bebauungsentwürfe vor und erläuterte diese. Beide Varianten knüpfen an die 
vorhandenen städtebaulichen Formen im Süden und Westen des Baugebietes an und 
möchten so den Bogen zur Innenstadt führen. Die Gärtnerei im Osten wird nicht als Vorgabe 
für die Entwürfe herangezogen, da diese Nutzung städtebaulich atypisch für diese Lage ist. 
Beide Entwürfe können jeweils unabhängig von der Zustimmung des Landkreises und des 
Eigentümers im Osten verwirklicht werden, da die Erschließung der südlichen Grundstücke 
über die Dr.-Wintrich-Straße abgewickelt wird. 
Der Bebauungsvorschlag 1 geht von zwölf in der Regel versetzten Baukörpern aus, welche 
im südlichen Teil vornehmlich einer Wohnnutzung und im nördlichen und östlichen Teil in der 
Hauptsache einer gewerblichen oder Einzelhandelsnutzung zugeführt werden sollen. Mit 
einer gesamten Geschoßfläche von 14.272 m² bzw. einer Geschoßflächenzahl von 0,844 ist 
das Maß der Nutzung unterhalb des im Süden angrenzenden und in den letzten Jahren 
errichteten Quartiers und insgesamt angesichts der Lage in der Nähe der Ebersberger 
Innenstadt angemessen. 
Der Bebauungsvorschlag 2 geht im Wesentlichen von 14 stärker zeilenartig angelegten 
Gebäudeformen aus. Im Norden und Osten der Baufläche liegen keine Unterschiede zur 
ersten Variante vor. Der südliche Abschnitt erfährt jedoch eine strengere linienförmige 
Gliederung. Das Maß der baulichen Nutzung umfasst ebenfalls eine Grundfläche von 
14.272 m², die Geschoßflächenzahl ist jedoch mit 0,73 etwas geringer im Vergleich zu 
Variante 1. 
 
Nach der Vorstellung durch den Architekten konnten die Stadträte die Entwürfe anhand von 
angefertigten Modellen in Augenschein nehmen und vergleichen. 
StR Riedl erkundigte sich, ob die Varianten die Studie vom Planungsbüro Immich mit 
berücksichtigt haben. Bürgermeister Brilmayer erläuterte, dass diese Studie mittlerweile 
überholt sei, da sie den Straßenverlauf der Gärtnereistraße neu ordne und dies heute so 
nicht mehr erwünscht sei. Auch seien die blockartigen Gebäudestrukturen dieser Studie 
heutzutage weder am Markt gefragt noch städtebaulich erwünscht. 
Weiterhin wurde berichtet, dass der Landkreis als nördlicher Grundstückseigentümer 
zwischenzeitlich in die vorgestellte Planung eingewilligt habe und diese begrüße. 
Es herrschte Einigkeit, dass Variante 1 mit den versetzten Gebäudestrukturen städtebaulich 
wie architektonisch die wünschenswertere und damit die bessere Lösung für eine zukünftige 
Bebauung an dieser Stelle sei. Der Bürgermeister schlug vor, das Verfahren einzuleiten. Die 
Verwaltung wird mit den Eigentümern einen städtebaulichen Vertrag schließen, der sowohl 
die Übernahme der Planungskosten als auch eventuell notwendige weitere Verträge wie 
einen Erschließungsvertrag sicherstellen soll. Das nötige Bebauungsplanverfahren kann 
nach Rücksprache mit dem Landratsamt als Bebauungsplan der Innenentwicklung im 
Verfahren nach § 13 a BauGB erfolgen. 
 
Die Mitglieder des Technischen Ausschusses fassten einstimmig mit  9 : 0  Stimmen den 
Einleitungsbeschluss für den notwendigen Bebauungsplan. Dieser soll als Grundlage den 
Vorschlag der Variante 1 übernehmen und sich an diesem orientieren.    
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Für die ermittelten Flächen wird in den Dorfgebieten (MD) eine durchschnittliche Baudichte 
von GFZ 0,40 angenommen, im Wohngebiet wird eine durchschnittliche Baudichte von 
GFZ 0,60 angenommen. Dies ergibt die „Brutto-Geschoßfläche“ (BGF).  
Da es sich in den meisten Fällen um einzelne, bereits erschlossene Grundstücke handelt, 
wird hier kein Anteil für Erschließung und Eingrünung abgezogen.  
Der mögliche Einwohnerzuwachs errechnet sich aus einem durchschnittlichen 
(angenommenen) Flächenbedarf von 50 m2 BGF je Einwohner. 
Für gemischte Bauflächen (MD) wurde ein Wohnanteil von 70 % abgenommen. 
Hierbei sind nicht erfasst und damit auch nicht mitgerechnet die möglichen Umnutzungen 
landwirtschaftlicher Hofstellen sowie häufig mögliche Verdichtungen im bebauten Bereich.  
 
Bei dieser Vorgehensweise ergeben sich folgende zukünftige Einwohnerpotentiale: 
 

Ortschaft unbebaute Fläche: Größe Dichte BGF Einwohner 

Oberndorf WA 0,87 ha 0,60 5.220 m2  104 EW 

  MD (Dorfgebiet) 0,54 ha 0,40 1.512 m2  30 EW 

Oberndorf ges.  1,41 ha ------ 6.732 m2  134 EW 

Gmaind MD (Dorfgebiet) 1,06 ha 0,40 2.968 m2  59 EW 

Hörmannsdorf MD (Dorfgebiet) 0,55 ha 0,40 1.540 m2   31 EW 

  Gemeinbedarf 0,59 ha    

Hörmannsdorf ges. 1,14 ha ------ 1.540 m2 -------- 

Rinding MD (Dorfgebiet) 1,14 ha 0,40 3.192 m2  64 EW 

Ruhensdorf MD (Dorfgebiet) 0,22 ha  0,40 616 m2  12  EW 

Traxl MD (Dorfgebiet) 1,01 ha 0,40 2.828 m2  57 EW 

gesamt unbebaute Fläche 5,98 ha ------ 17.876 m2  357 EW 

 
Die Darstellung einer Baufläche im Flächennutzungsplan bedeutet nicht automatisch, dass  
ein Vorhaben dort zulässig ist. Vielmehr muss sich ein Vorhaben nach § 34 BauGB 
„innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile nach Art und Maß der baulichen 
Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche in die Eigenart der näheren Umgebung 
einfügen.“ Ebenso muss die Erschließung gesichert sein. Alternativ kann mit Hilfe eines 
Bebauungsplanes die künftige Bebauung gesteuert werden, ohne dass der 
Flächennutzungsplan hierfür noch angepasst werden muss. Dadurch hat die Stadt die 
Möglichkeit mit Hilfe von Bebauungsplänen und dem Erlass einer Veränderungssperre 
steuernd in die künftige städtebauliche Entwicklung dieser Stadtteile einzugreifen. 
Dennoch ist es sicherlich nicht sinnvoll, alle Ortsteile im FNP als Bauflächen darzustellen, da 
Bauvorhaben ansonsten als „sonstige Vorhaben“ nach § 35 BauGB unter bestimmten 
Voraussetzungen zugelassen werden können.  
 
Als landschaftspflegerischer Beitrag erläuterte der Landschaftsplaner die Überplanung der 
Ortsteile wie folgt: 
 
Oberndorf:  
Der Ortsteil bedarf zu einer Einbindung seiner z. T. großen landwirtschaftlichen Gebäude 
einer Ergänzung der Eingrünungsflächen. 
 
Gmaind:  
Für Gmaind sind Eingrünungsflächen in ausreichendem Umfang ausgewiesen. 
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Rinding:  
Die vom PV im November 2008 vorgeschlagene Abgrenzung des Dorfgebietes Rinding ist 
aus landschaftsplanerischer Sicht im Osten und Süden des Dorfes weitgehend konfliktfrei mit 
den Zielen des Naturschutzes und der Landschaftspflege. 
Eine Ausnahme hiervon bilden die Grundstücke im Nordwesten Fl.Nr. 1142/3, -/4, -/5, -
/6,Gmkg. Oberndorf. Diese liegen zum Teil in unmittelbarer Nachbarschaft zu einem 
Feuchtgebiet, welches mit der Biotop-Nr. 7938-0105-002 als Großseggenried erfasst und 
ergänzt wird durch Nass-, frische Extensiv- und Obstwiesen. 
Der Bestand von Großseggenried und Nasswiese ist abhängig von dem dortigen Austritt von 
Schichtwasserquellen. 
Bei einer Ausweisung als Dorfgebiet wäre der Bestand des Feuchtgebietes gefährdet 

- durch Abgrabungen beim Bauaushub mit der Folge der Verletzung des Schicht-
gefüges im Boden und damit einer Beeinträchtigung des Schichtwasseraustritts 

- durch Aufschüttungen der Feuchtgebietsrandbereiche 
- durch Nährstoffeinträge und andere Störungen. 

Es wird vorgeschlagen, die genannten FL.Nr. als Außenbereich bzw. als Ortsrandeingrünung 
auszuweisen und auch an anderer Stelle Ergänzungen des Grüngürtels vorzunehmen. 
 
Traxl:  
Bei der Dorfgebietsausweisung Traxl sollte zur Wahrung der Lebensraumfunktion und des 
Entwicklungspotentials des Dorfweihers dessen näheres Umfeld von Bebauung freigehalten 
und als Grünzone entwickelt werden. 
 
Hörmannsdorf:  
Die Eingrünung des Dorfes sollte im Westen geschlossen werden. Die Gemeinbedarfsfläche 
bedarf von Norden her einer wirksamen Eingrünung. 
 
Ruhensdorf:  
Ruhensdorf bedarf zu einer Einbindung seiner z. T. großen landwirtschaftlichen Gebäude 
einer Ergänzung der Eingrünungsflächen. 
 
Als Konsequenz aus dem landschaftsplanerischen Fachbeitrag werden die Siedlungsflächen 
grundsätzlich durch einen etwa 15 Meter breiten Grünstreifen umgeben. Dieser soll die 
Ortsteile einfassen und die künftige Entwicklung nach innen konzentrieren. Eine 
landwirtschaftliche Nutzung bzw. die Errichtung sogenannter privilegierter baulicher Anlagen 
nach § 35 BauGB sind innerhalb dieser Grünflächen jedoch nach wie vor zulässig. Im 
Gegensatz dazu wird die Errichtung von Wohngebäuden eher erschwert. 
Weiterhin wird von einer Darstellung der Grundstücke FlNr. 1142/3,-/4, -/5, -/6als Baufläche 
abgesehen. Diese Flächen werden ebenfalls als Grünfläche dargestellt, um das westlich 
gelegene Biotop zu schützen. 
 
Die Stadt Ebersberg hat für bestimmte Ortsteile in der Vergangenheit eine Satzung nach 
§ 35 Abs. Abs. VI BauGB festgesetzt. Demnach kann eine Gemeinde für bebaute Bereiche 
im Außenbereich, die nicht überwiegend landwirtschaftlich geprägt sind und in denen eine 
Wohnbebauung von einigem Gewicht vorhanden ist, durch Satzung bestimmen, dass 
Wohnzwecken dienenden Vorhaben im Sinne von sonstigen Vorhaben nicht 
entgegengehalten werden kann, dass sie einer Darstellung im Flächennutzungsplan über 
Flächen für die Landwirtschaft oder Wald widersprechen oder die Entstehung oder  
Verfestigung einer Splittersiedlung befürchten lassen. 
Diese Art der Satzung wurde für die Ortschaften Rinding, Ruhensdorf, Mailing, 
Vorderegglburg, Sigersdorf sowie Oberlaufing beschlossen. Die Eigentümer, welche die 
Wirkungen der Satzung für sich in Anspruch nehmen wollten, haben mit der Stadt einen 
Vertrag abgeschlossen, welcher ihnen ein Baurecht eingeräumt hat. 
Die Verwaltung schlägt nun vor, einige Ortsteile im Flächennutzungsplan zu überplanen. In 
der Regel sind dies die Ortsteile, welche von der unteren Baurechtsbehörde des 
Landratsamtes schon heute als „im Zusammenhang bebaut“ und damit als Innenbereich 








